
Griechenland hat die Verhandlungen mit der Troika und damit

auch mit der Eurogruppe abgebrochen und völlig überra-

schend ein Referendum angekündigt. Damit hat die griechi-

sche Regierung Europa und vor allem die eigene Bevölkerung

in eine schwierige Situation gebracht.

Stundenlang haben die Verantwortlichen in Brüssel darum

gerungen, für Griechenland eine Lösung zu finden, die mit den

Regeln Europas vereinbar ist. Die griechische Regierung hat

aber offensichtlich immer darauf gesetzt, Geld zu erhalten,

ohne Verpflichtungen erfüllen zu müssen. Dass dies nicht ge-

hen wird, musste der Regierung schon im Hinblick auf die

Grundsätze des IWF klar sein.

Es geht hier nicht um die Frage von Schuld. Es geht aber sehr

wohl um die Frage der Verantwortung. Und da hat Griechen-

land die Verantwortung für die jetzt entstandene Lage zu tra-

gen, weil die Regierung in Athen die Ver-handlungen abgebro-

chen hat. Ein völlig unverständlicher Vorgang.

Die verhaltene Reaktion der Märkte zeigt, dass die Rettungs-

programme in Europa gewirkt haben. Europa kann diese Situa-

tion jetzt viel besser verkraf-ten, weil wir viel erreicht haben.

Noch vor den Rettungsprogrammen und den Stabilisierungs-

maßnahmen hätte eine Entscheidung wie jetzt in Grie-

chenland enorme Eruptionen auslösen können.

Für Europa ist dies eine traurige Situation. Aber Bundesfinanz-

minister Dr. Wolfgang Schäuble hat Recht, wenn er darauf

verweist, nicht das Einhalten von Regeln gefährdet Europa,

sondern Europa kommt in höchste Schwierigkeiten, wenn

Regeln nicht mehr gelten. Die Meinung teile ich voll und ganz.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr/Euer

In der vergangenen Woche sind in Tunesien, Kuwait und

Frankreich brutale Terroranschläge verübt worden, denen

viele Menschenleben zum Opfer gefallen sind. Wir alle sollten

uns im Klaren sein, dass man derartige Angriffe nicht durch

Wegsehen oder gar Nachgeben gegenüber den Verbrechern

verhindern kann:

Dem Terror muss mit entschiedenen Maßnahmen begegnet

werden!

Bei uns im Land haben wir mit einer besseren Ausstattung und

Zusammenarbeit unserer Sicherheitsbehörden reagiert – nicht

zuletzt durch Gesetzesbeschlüsse wie in dieser Woche, mit

denen wir als Lehre aus den NSU-Mordanschlägen die Koope-

ration der Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern

verbessern.

Umso verwunderlicher ist so mancher Diskussionsbeitrag, der

die Zusammenarbeit der Behörden ausgerechnet beim Kampf

gegen international operierende Verbrechernetzwerke für

demokratiefeindlich hält. Das Gegenteil ist richtig: Unsere

Freiheit ist in allererster Linie durch den Terror bedroht und

nichts anderes. Deswegen dürfen wir unsere Nachrichten-

dienste und Sicherheitsbehörden nicht ohne das notwendige

rechtliche Instrumentarium lassen. Um sich gegen den islamis-

tischen Terror zur Wehr zu setzen, braucht es eine noch inten-

sivere internationale Zusammenarbeit gerade auch der Nach-

richtendienste.

Gemeinsam gegen internationalen Terror
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25 Jahre deutsche Währungseinheit

Haushaltspolitik bleibt auf Kurs

Undenkbar ohne die Union ist ein zweites

Jubiläum, das wir in dieser Woche feiern

können: Am 1. Juli 1990 war es endlich

so weit, dass die Menschen in der DDR

mit der D-Mark zahlen konnten. Auch

Gehälter und Renten wurden bereits vor

Herstellung der staatlichen Einheit auf die

gemeinsame Währung umgestellt. Dass

die Währungsunion schon vor der Wie-

dervereinigung der beiden deutschen

Staaten vorgenommen wurde, hatte Bun-

deskanzler Helmut Kohl bereits im Feb-

ruar 1990 beschlossen.

Dass es politisch richtig war, die Ent-

scheidung, die sich als glückliche Erinne-

rung in den Lebensläufen vieler Men-

schen in Ost und West eingeschrieben

hat, so zu treffen, bringt ein Satz aus dem

Wendejahr 1990 auf den Punkt: „Entweder

kunftsinvestitionen sowie der Stärkung

der Entwicklungszusammenarbeit und

der inneren Sicherheit. Vollständig be-

rücksichtigt sind auch die steuerlichen

Entlastungen von über 5 Milliarden Euro

durch die Anhebung des Grundfreibe-

trags, des Kinderfreibetrags, des Kinder-

geldes, des Kinderzuschlags, des Alleiner-

ziehendenfrei-betrags und der Milderung

der kalten Progression durch Verschie-

bung der Tarifgrenzen.

Mögliche Ausfälle aus den Hilfskrediten

für Griechenland brauchen weder im

Haushalt 2016 noch im anstehenden Fi-

nanzplanungszeitraum eingeplant zu wer-

den, da die Tilgung ohnehin erst für die

Jahre 2020 bis 2057 vorgesehen ist.

Das Kabinett beschließt in dieser Woche

die Entwürfe für den Bundeshaushalt

2016 und für den Finanzplan für 2015 bis

2019. Die „schwarze Null“ von 2014 und

2015, also der ausgeglichene Bundeshaus-

halt ohne Neuverschuldung, wird damit

auch in den Jahren 2016 bis 2019 ohne

Wenn und Aber fortgeschrieben. Mit

dem Kabinettbeschluss setzt die Bundes-

regierung starke Signale, die sich nahtlos

in unsere Strategie des Wachstums auf

der Basis solider Staatsfinanzen einfügen.

Die Ausgaben des Bundes sollen im kom-

menden Jahr um 10 ½ auf 312 Milliarden

Euro angehoben werden. Dies wird mög-

lich durch weiter steigende Steuereinnah-

men. Die Akzente bei den Ausgaben lie-

gen auf der Umsetzung des Zehn-

Milliarden-Euro-Pakets für wichtige Zu-

die D-Mark kommt zu uns oder wir kommen

zur D-Mark.“

Nach dem Ende des menschenverachten-

den und todbringenden Grenzregimes

der SED zeigten viele Bürger der DDR,

was sie von dem Ergebnis jahrzehntelan-

ger Misswirtschaft hielten. Um die mit

dem massenhaften Auszug aus der Man-

gelwirtschaft drohenden Verwerfungen

aufzufangen, musste ein klares und vor

allem rasches Zeichen gesetzt werden.

Die Währungsunion hat wesentlich dazu

beigetragen, dass die Wiedervereinigung

gelingen konnte. Auf ihr konnte eine

Wirtschafts- und Sozialunion aufbauen

und für geregelte wirtschaftliche und

soziale Verhältnisse in Ost und West

sorgen. .
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Ein Highlight kurz vor der lang ersehnten

Sommerpause ist immer das Sommerfest

der Landesvertretung Niedersachsen.

Man trifft viele Vertreter aus Politik,

Industrie und Wirtschaft und hat bei ent-

spannter Atmosphäre die ideale Gelegen-

heit, neue Kontakte zu knüpfen und mit

alten Bekannten über das schönste Bun-

desland der Welt zu fachsimpeln. Ich

habe mich in diesem Jahr über zwei be-

kannte Gesichter ganz besonders gefreut:

der Präsident der IHK Stade, Thomas

Windgassen war mit Maike Bielfeldt,

Hauptgeschäftsfühererin der IHK Stade

auf dem Sommerfest der Landesvertre-

tung Niedersachsen. Gemeinsam haben

wir über verschiedene Möglichkeiten

gesprochen, den Mittelstand in unserer

Region zu stärken und Ideen für neue

Veranstaltungen gesammelt, von denen

der Mittelstand profitiert. Die vergange-

ne Informationsveranstaltung zum Thema

„Fördermöglichkeiten“ war ein guter

Auftakt und wir haben anhand der vielen

positiven Rückmeldungen festgestellt,

dass wir auf einem guten Weg sind.


